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SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
NDG Nachrichtendienstgesetz
BFS Bundesamt für Statistik
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)
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LRens Loi sur le renseignement
OFS Office fédéral de la statistique
SRC Service de renseignement de la Confédération
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prévention)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

„Es kann doch nicht sein, dass wir in einem Land leben, in dem ein Fischer, der ohne
Patent beim Fischen erwischt wird, auf den Polizeiposten muss, ansonsten er
irgendwann einmal streng gebüsst oder sogar abgeführt wird, während ein möglicher
Terrorist auswählen kann, ob er beim Nachrichtendienst antanzen soll oder nicht!“ Mit
diesen markigen Worten begründete Nationalrat Adrian Amstutz (svp, BE) in der
Wintersession 2017 vor dem Nationalratsplenum seine Motion, mit der er eine
verbindliche Vorladungskompetenz für den NDB forderte. Gemäss der geltenden
Rechtslage habe der NDB zwar die Möglichkeit, Risikopersonen zu einer präventiven
Ansprache vorzuladen mit dem Ziel, sie vom Begehen einer Straftat abzuhalten – dies
jedoch nur im Rahmen eines freiwilligen Gesprächs. Deshalb solle der Bundesrat nun
die gesetzlichen Grundlagen für eine verbindliche Vorladung sowie Zwangsmittel wie
beispielsweise Haft, ausländerrechtliche Massnahmen, Bussen oder Kürzung von
Sozialhilfegeldern bei Nichtbefolgung schaffen. Die grosse Kammer stimmte dem
Vorstoss entgegen dem Antrag des Bundesrates mit 101 zu 72 Stimmen bei 3
Enthaltungen zu. Der Bundesrat hatte vergebens argumentiert, man solle erste
Erfahrungen mit dem neuen NDG abwarten, bevor man das diffizile Gleichgewicht
zwischen allgemeiner Sicherheit und individuellen Grundrechten wieder antaste. 1

MOTION
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Im Ständerat war die Motion Amstutz (svp, BE), die eine verbindliche
Vorladungskompetenz für den NDB forderte, chancenlos. Stillschweigend folgte die
kleine Kammer in der Sommersession 2018 dem Antrag ihrer SiK und lehnte den
Vorstoss ab. Es müssten zuerst Erfahrungen mit dem Instrumentarium des neuen NDG
gesammelt und ausgewertet werden, bevor Anpassungen vorgenommen werden, die so
tief in die Grundrechte eingreifen. Ausserdem komme dem NDB eine präventive Rolle
zu, während verbindliche Befragungen in den Aufgabenbereich der Polizei fielen. Die
Befugnisse des NDB und der Polizei sollten auch weiterhin getrennt bleiben. 2

MOTION
DATUM: 31.05.2018
KARIN FRICK

Datenschutz und Statistik

Viel zu reden gab die Ausweitung der Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen
des Bundesamtes für Statistik. Anlass war eine etwas missverständlich formulierte
Information, dass die Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen des Bundes von
der Volkszählung auf die Arbeitsmarkterhebung Sake ausgedehnt werde, um deren
Qualität zu verbessern. Das Bundesstatistikgesetz bietet die Möglichkeit, die Teilnahme
an einer Erhebung des BFS für obligatorisch zu erklären. Dies wurde in einigen Medien
so dargestellt, als ob in Zukunft die Beteiligung an allen, also auch nichtstaatlichen
Befragungen obligatorisch sei und hohe Bussen für die Nichtteilnahme verhängt
würden. Die SVP reagierte darauf mit der Einreichung einer parlamentarischen
Initiative, welche auf Gesetzesebene festschreiben will, dass die Auskunftspflicht nur
noch bei den regelmässigen Erhebungen im Rahmen der Volkszählung zulässig ist. Mit
dieser Thematik beschäftigten sich auch die Interpellationen Bischofberger (cvp, AI) (Ip.
09.3767), Amstutz (svp, BE) (Ip. 09.3771) und Pfister (cvp, ZG) (Ip. 09.3865). 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
HANS HIRTER

1) AB NR, 2017, S. 2145 ff.
2) AB SR, 2018, S. 350; Kommissionsbericht SiK-SR vom 24.4.18
3) AB NR, 2009, Beilagen VI, S. 331 f.; AB NR, 2009, Beilagen VI, S. 441 f.; AB NR, 2009, S. 2342; AB SR, 2009, Beilagen VI, S.
129 f.; AB SR, 2009, S. 1276; Lib., 5.9.09; TA, 8.10.09; NZZ, 15.10.09.
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